
             
Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt; Landesgeschäftsstelle; Sternstraße 3; 39104 Magdeburg 

Verantwortlich: Jürgen Leindecker; Telefon: 0391 /  59 24 - 340; Fax: 0391 /  59 24 - 444;  
Handy: 0171 / 76 46 025; E-Mail: j.leindecker@sgsa.komsanet.de 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

SGSA zum Stadt-Umland-Gesetz:  

Zweckverbände sind für  
Problemlösungen ungeeignet 
Kreise brauchen tragfähige Strukturen für die Zu-
kunft 

 

Magdeburg.- Sachsen-Anhalts Städte- und Gemeindebund hält das 

vorliegende Stadt-Umland-Gesetz der Landesregierung nicht für eine 

Zukunftslösung. In der Präsidiumssitzung in Magdeburg diskutierten 

die Vertreter der Städte und Gemeinden noch einmal das Für und Wi-

der des Gesetzentwurfs. Ergebnis: „Wir halten Planungs-

Zweckverbände um Halle und Magdeburg nicht für sinnvoll“, erläu-

terte SGSA-Präsident, Eislebens Bürgermeister Peter Pfützner die 

Meinungsbildung des Präsidiums. Zweckverbände bedeuteten eine zu-

sätzliche Verwaltungsebene, ohne die tatsächlichen Probleme der Re-

gion lösen zu können. Die große Mitgliederzahl und das Prozedere der 

internen Willensbildung ließen keine schnellen und zielführenden 

Entscheidungen erwarten, meinte Pfützner. Zweckverbände zur koor-

dinierten Wahrnehmung von Kreisaufgaben (ÖPNV, Abfall, Naherho-

lung, Kultur, Krankenhäuser) könnten dagegen hilfreich sein.  

 

Auch die Vorstellungen zur Kreisstruktur halten die Bürgermeister 

und Verwaltungsamtsleiter für wenig zukunftsfähig. Dem Wunsch der 

Landkreise nach immer mehr Kompetenzen stehe entgegen, dass sich 
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die Landräte für eine verhältnismäßig kleine Struktur aussprächen. 

„Wer immer mehr anspruchsvolle Fachaufgaben erledigen will, 

braucht dafür die wirtschaftliche Grundlage und die erfordert einfach 

eine große Einwohnerzahl auf der Kreisebene“, meint Bernd Kregel 

vom Städte- und Gemeindebund. 

 

Für die Gemeindeebene bekräftigt der Städte- und Gemeindebund in-

dessen seine Grundüberzeugung, dass das Rathaus „Tor der Bürger 

zur täglichen Verwaltung“ sei. „Was tagtäglich abgewickelt werden 

muss, muss in der Nähe der Bürger sein“, betonte Peter Pfützner. 

„Deshalb halten wir daran fest, dass eine bürgernahe Verwaltung aus 

einem Guss das liefern muss, was der Bürger für seinen Alltag benö-

tigt.“ Bürgerbüros seien Dienstleistungszentren, in denen über die 

Rathäuser die Serviceleistungen für die Menschen im Lande erbracht 

werden können.  

 

Gleichwohl appellierte Peter Pfützner an die Politik, sich an einen 

Tisch zu setzen und eine für das Land langfristige Lösung mit Zu-

kunftsorientierung zu finden. „Bürger und Verwaltungen haben es 

satt, einem ständigen Prozess der Umorganisation ausgesetzt zu sein“, 

meinte Pfützner. Es gehe bei einem Konsens nicht um die Suche nach 

einem „faulen Kompromiss“ sondern darum, dass sich Regierung und 

Opposition einer langfristigen Lösung verpflichtet sähen. „Wir können 

es uns eigentlich nicht erlauben, dass sich die Verwaltungen haupt-

sächlich mit sich selbst befassen“, meinte der SGSA-Präsident. Ange-

sichts der Finanzlage gehe es vielmehr darum, Lösungen zu finden, 

die effiziente Verwaltungsstrukturen mit Bürgernähe verbinden wür-

den.  

 

Für den Städte- und Gemeindebund spiegeln sich diese effizienten 

Strukturen am ehesten in leistungsfähigen Einheitsgemeinden wider, 

deren Verwaltung sich mit weitaus weniger Organisationsfragen be-

fassen müsse, als dies bei Verwaltungsgemeinschaften der Fall sei.  


